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Ergebnisbericht zum Verfahren zur Verlängerung der institutio-
nellen Akkreditierung der Anton Bruckner Privatuniversität 

1 Antragsgegenstand 
Die Agentur für Qualitätssicherung und Akkreditierung Austria (AQ Austria) führte ein Ak-
kreditierungsverfahren zu oben genanntem Antrag gemäß § 24 Hochschul-Qualitätssiche-
rungsgesetz (HS-QSG), BGBl I Nr. 74/2011 idgF, iVm § 2 Privathochschulgesetz (PrivHG), 
BGBl. I Nr. 74/2011 idgF sowie § 16 Privathochschul-Akkreditierungsverordnung 2024 
(PrivH-AkkVO 2024) durch. Gemäß § 21 HS-QSG veröffentlicht die AQ Austria folgenden 
Ergebnisbericht: 

2 Verfahrensablauf 
Das Akkreditierungsverfahren umfasste folgende Verfahrensschritte: 

Verfahrensschritt Zeitpunkt 

Antrag 

Version vom  
08.04.2025, 

eingelangt am  
08.04.2025 

Virtuelle Informationsgespräche der Geschäftsstelle mit der Antragstel-
lerin 

12.06.2025 
02.10.2025 
11.11.2025 

Mitteilung an Antragstellerin: Positive Prüfung des Antrags durch die 
Geschäftsstelle 01.07.2025 

Überarbeiteter Antrag 

Version vom 
16.07.2025, 

eingelangt am 
16.07.2025 

Übermittlung der Kostenaufstellung 1. Teilbetrag Verfahrenspauschale 
an Antragstellerin 08.08.2025 

Bestellung der Gutachter*innen, Beschluss über Vorgangsweise und 
Kosten des Verfahrens 23.07.2025 

Information an Antragstellerin über Gutachter*innen 24.07.2025 

Kein Einwand der Antragstellerin zu Gutachter*innen eingelangt am 30.07.2025 

Virtuelle Vorbereitungsgespräche mit Gutachter*innen 
18.09.2025 
23.09.2025 
15.10.2025 

Nachreichungen vor dem Vor-Ort-Besuch eingelangt am 31.10.2025 

Vorbereitungstreffen mit Gutachter*innen 12.11.2025 

Vor-Ort-Besuch 13.-14.11.2025 

Nachreichungen während des Vor-Ort-Besuchs eingelangt am 13.11.2025 
14.11.2025 

Nachreichungen nach dem Vor-Ort-Besuch eingelangt am 01.12.2025 
19.12.2025 

Nachfrage zu Nachreichung 04.12.2025 
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Beantwortung der Nachfrage zur Nachreichung 10.12.2025 

Vorlage des Gutachtens 23.12.2025 

Übermittlung des Gutachtens an Antragstellerin zur Stellungnahme 23.12.2025 
Übermittlung der Kostenaufstellung an Antragstellerin zur Stellung-
nahme 23.12.2025 

Stellungnahme der Antragstellerin zur Kostenaufstellung eingelangt am 23.12.2025 

Stellungnahme der Antragstellerin zum Gutachten eingelangt am 12.01.2026 
Stellungnahme der Antragstellerin zum Gutachten an Gutachter*innen  12.01.2026 
Nachreichung zur Stellungnahme der Antragstellerin zum Gutachten 
eingelangt am  13.01.2026 

Nachreichung zur Stellungnahme der Antragstellerin zum Gutachten an 
Gutachter*innen 13.01.2026 

3 Akkreditierungsentscheidung 
Das Board der AQ Austria hat mit Beschluss vom 29.01.2026 entschieden, dem Antrag 
der Anton Bruckner Privatuniversität auf Verlängerung der institutionellen Akkreditierung 
als Anton Bruckner Privatuniversität für die Dauer von acht Jahren unter Auflagen statt-
zugeben, da die Akkreditierungsvoraussetzungen gemäß § 24 HS-QSG iVm § 2 PrivHG 
iVm § 16 PrivH-AkkVO 2024 nicht vollständig erfüllt sind. 

Die Verlängerung der institutionellen Akkreditierung der Anton Bruckner Privatuniversität 
wird gemäß § 24 Abs. 10 HS-QSG für weitere acht Jahre befristet ausgesprochen. Der 
Genehmigungszeitraum endet mit 18.06.2034. Die Verlängerung der institutionellen Ak-
kreditierung der Anton Bruckner Privatuniversität umfasst die folgenden Studiengänge: 
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Instrumentalstudium 
(KBA) Bachelor VZ 240 8 Deutsch Bachelor of Arts, BA Linz 70 

Alte Musik (KBA) Bachelor VZ 240 8 Deutsch Bachelor of Arts, BA Linz 15 

Dirigieren (KBA) Bachelor VZ 240 8 Deutsch Bachelor of Arts, BA Linz 2 

Gesang (KBA) Bachelor VZ 240 8 Deutsch Bachelor of Arts, BA Linz 20 

Jazz und improvisierte 
Musik (KBA) Bachelor VZ 240 8 Deutsch Bachelor of Arts, BA Linz 25 

Komposition (KBA) Bachelor VZ 240 8 Deutsch Bachelor of Arts, BA Linz 12 

Schauspiel (KBA) Bachelor VZ 240 8 Deutsch Bachelor of Arts, BA Linz 6 

Instrumentalstudium 
(KMA) Master VZ 120 4 Deutsch Master of Arts, MA Linz 50 
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Gesang (KMA) Master VZ 120 4 Deutsch Master of Arts, MA Linz 12 

Jazz und improvisierte 
Musik (KMA) Master VZ 120 4 Deutsch Master of Arts, MA Linz 15 

Instrument/Gesang/ 
Jazz und improvisierte 
Musik (PMA) 

Master VZ 120 4 Deutsch Master of Arts, MA Linz 30 

Dirigieren (KMA) * Master VZ 120 4 Deutsch Master of Arts, MA Linz 0 

Komposition (KMA) Master VZ 120 4 Deutsch Master of Arts, MA Linz 10 

Movement Research 
(KMA) Master VZ 120 4 Deutsch/ 

Englisch Master of Arts, MA Linz 5 

Instrumentalpädagogik 
(PBA) Bachelor VZ 240 8 Deutsch Bachelor of Arts, BA Linz 70 

Gesangspädagogik (PBA) Bachelor VZ 240 8 Deutsch Bachelor of Arts, BA Linz 15 

Jazz und improvisierte 
Musik (PBA) Bachelor VZ 240 8 Deutsch Bachelor of Arts, BA Linz 20 

Elementare Musikpädago-
gik (PBA) Bachelor VZ 240 8 Deutsch Bachelor of Arts, BA Linz 8 

Elementare Musikpädago-
gik (PMA) Master VZ 120 4 Deutsch Master of Arts, MA Linz 6 

Tanzpädagogik (PMA) Master VZ 120 4 Deutsch/ 
Englisch Master of Arts, MA Linz 2 

Orchesterakademie Master VZ 120 4 Deutsch Master of Arts, MA Linz 10 

Zeitgenössischer Tanz - 
Bühnentanz/Perfor-
mance/Pädagogik 

Bachelor VZ 240 8 Deutsch/ 
Englisch Bachelor of Arts, BA Linz  15 

künstlerisch-wissen-
schaftliches Doktoratsstu-
dium 

Doktorat VZ 180 6 Deutsch Doctor artium, Dr. art. Linz 6 

wissenschaftliches Dokto-
ratsstudium Doktorat VZ 180 6 Deutsch Doctor of Philosophy, 

PhD Linz 6 

Musikvermittlung – Musik 
im Kontext Master BB 120 4 Deutsch Master of Arts, MA Linz  16 

 
Die Verlängerung der institutionellen Akkreditierung der Anton Bruckner Privatuniversität 
erfolgt gemäß § 24 Abs. 9 HS-QSG unter folgenden Auflagen: 

1. Gemäß § 16 Abs. 3 Z 3 PrivH-AkkVO 2024 ist binnen 24 Monaten ab Zustellung 
des Bescheids nachzuweisen, dass die Satzung dahingehend geändert wurde, 
dass stimmberechtigte Doppelmitgliedschaften in den zentralen Organen Rat, Se-
nat und Rektorat ausgeschlossen sind. 
 

2. Gemäß § 16 Abs. 3 Z 3 PrivH-AkkVO 2024 ist binnen 24 Monaten ab Zustellung 
des Bescheids nachzuweisen, dass gemäß § 4 Abs. 2 Landesgesetz über die 
Rechtsstellung des Bruckner-Konservatoriums zum Betrieb einer Privatuniversität 
(Landesgesetz), LGBl Nr. 14/2003 idF LGBl Nr. 52/2024, Regelungen in die Sat-
zung aufgenommen worden sind, die die Entsendung von beratenden, kooptierten 
Mitgliedern in den Rat regeln. 
 

3. Gemäß § 16 Abs. 3 Z 3 PrivH-AkkVO 2024 ist binnen 24 Monaten ab Zustellung 
des Bescheids nachzuweisen, dass die Zusammensetzung des Senats eine ausge-
wogene Vertretung aller für die Erfüllung seiner Kernaufgaben notwendigen Sta-
tusgruppen berücksichtigt. 



 4 | 4 
 
 
 

4. Gemäß § 16 Abs. 3 Z 3 PrivH-AkkVO 2024 ist binnen 12 Monaten ab Zustellung 
des Bescheids nachzuweisen, dass eine Regelung in die Satzung aufgenommen 
worden ist, wonach stimmberechtigten Mitgliedern des Rats die Ausübung einer 
sonstigen Organfunktion in der Hochschule untersagt ist. 
 

5. Gemäß § 16 Abs. 4 Z 2 PrivH-AkkVO 2024 ist binnen 24 Monaten ab Zustellung 
des Bescheids nachzuweisen, dass die personellen Ressourcen und der Prozess für 
eine professionelle institutsübergreifende Studiengangs(weiter-)entwicklung ge-
schaffen worden sind. 
 

Das Board der AQ Austria hat über die Vorschläge der Gutachter*innengruppe zu den 
Auflagen beraten und entschieden, zwei Auflagen vollständig und eine Auflage teilweise 
zu streichen bzw. als erfüllt einzustufen. Zudem hat es eine Auflage umformuliert und bei 
einer weiteren Auflage die Frist für die Auflagenerfüllung von 24 auf 12 Monate geändert. 

Daher unterscheiden sich die im Ergebnisbericht angeführten Auflagen von jenen, die im 
beigefügten Gutachten vom 23.12.2025 dargelegt sind. 

Weiters hat das Board der AQ Austria mit Beschluss vom 29.01.2026 entschieden, dem 
Antrag der Anton Bruckner Privatuniversität auf Einstellung der Akkreditierung des Ba-
chelorstudiengangs „Alte Musik (PBA)“ sowie des Masterstudiengangs „Zeitgenössischer 
Bühnentanz (KMA)“ stattzugeben. 
 
Die Entscheidung wurde am 16.06.2026 von der zuständigen Bundesministerin geneh-
migt. Der Bescheid wurde mit Datum vom 18.06.2026 zugestellt. 

4 Anlagen 
• Gutachten vom 23.12.2025 
• Die Antragstellerin hat der Veröffentlichung der Stellungnahme nicht zuge-

stimmt 
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sozialer empirischer Forschung. Die Bandbreite an Forschungsprojekten ist interdisziplinär und 
setzt sich explizit mit aktuellen Themen (z. B. Digitalisierung) auseinander und ist zum Teil mit 
einem klaren Impetus verbunden, an gesellschaftlichen Brennpunkten Interventionen und 
Recherche zu leisten. Entwicklungspotential wird sowohl von den beteiligten 
Hochschulmitgliedern im Vor-Ort-Gespräch als auch von den Gutachter*innen in 
wissenschaftlichen Bereichen abseits des musikwissenschaftlichen und musikpädagogischen 
Fokus, der künstlerischen Forschung und EEK sowie in der Profilierung der angewandten 
Forschung hin zu neuen Berufsfeldern identifiziert. Für die kommende Entwicklungsperiode hat 
die ABPU weitreichende Maßnahmen konzipiert, die die Vielfalt in wissenschaftlichen und 
künstlerischen Theorien, Methoden und Lehrmeinungen konsequent ausbauen und stärken, 
verbunden mit dem strategischen Ziel der Erhöhung der Wahlfreiheit in den Curricula. Vielfalt 
soll nicht über eine Verschulung als Pflichtübung im Studienalltag verblassen, vielmehr soll die 
Vertiefung von individuellen Interessensgebieten, Dialog und Profilierung ermöglicht werden. 
Die Liste an geplanten Maßnahmen zur Förderung der Vielfalt umfasst Lehrformate, 
Lehrangebote, Reflexion und Methoden, internationale und interkulturelle Perspektiven sowie 
die individuellen Präsentationsmöglichkeiten und zielt auf strukturelle Entwicklungspotentiale 
wie auch einen permanenten Kulturwandel. 

Aus Sicht der Gutachter*innen stellt die ABPU die Vielfalt wissenschaftlicher und künstlerischer 
Theorien, Methoden und Lehrmeinung ausreichend dar, begreift diese als wesentlich für das 
Selbstverständnis und hat Strukturen zu ihrer Förderung und Weiterentwicklung klar formuliert. 

Das Kriterium ist aus Sicht der Gutachter*innen erfüllt. 

Empfehlungen 
Die Gutachter*innen empfehlen der ABPU, in ihren Entwicklungsstrategien methodische Vielfalt 
über den musikwissenschaftlichen und musikpädagogischen Bereich hinaus stärker zu 
profilieren und nicht allein den diversen Perspektiven von Lehrenden und Forschenden zu 
überlassen. So könnte sie beispielsweise eine Öffnung hin zu dekolonialen Perspektiven fördern 
sowie den Referenzrahmen für Methodenvielfalt auch in Bezug auf die zwei weiteren Profilpfeiler 
Tanz und Theater stärken. 

In den strategischen Gesamtzielen hebt die ABPU explizit „vernetztes, globales Denken und 
lokales Handeln“ hervor, verbunden mit der Forderung nach einer „Kombination von 
Forschungsfeldern und Methodologien“. Hierzu empfehlen die Gutachter*innen, sich sowohl auf 
nationaler als auch auf EU-Ebene mit Projekten und Forschung zu STEAM auseinanderzusetzen, 
um mögliche Ansätze und Potentiale für die ABPU zu erschließen. (Das Akronym referiert auf 
Science, Technology, Engineering, Arts, Mathematics. STEAM-Projekte erweitern den Fokus 
traditioneller MINT-Fächer (STEM) auf kreative und künstlerische Integration, oft durch 
internationale Kooperationen wie das Projekt „From STEM to STEAM“, einem 
Kooperationsvorhaben, das in Österreich an verschiedenen Wissens- und Technologietransfer-
Zentren (WTZ Ost und West) läuft.) 
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haben, ist aus gutachterlicher Sicht sinnvoll und bietet die Möglichkeit, die vielfältigen 
Maßnahmen des Entwicklungsplans auf den Weg zu bringen und wirken zu lassen, bevor die 
erneute Re-Akkreditierung Ressourcen beansprucht. 

Das Präsidium und der Universitätsrat der ABPU haben im März 2025 den Entwicklungsplan für 
die angestrebte Akkreditierungsperiode bis 2034 beschlossen. Dem Beschluss waren intensive 
Gespräche mit der Oberösterreichischen Landesregierung vorausgegangen. 

Im Entwicklungsplan hat die ABPU die zentralen strategischen Entwicklungsziele für Studium, 
Lehre und Forschung sowie für EEK klar und unter Rückbezug auf die bereits angestoßenen 
Entwicklungen der vergangenen Akkreditierungsperiode dargestellt. Dabei wird besonders auf 
die Orientierung am Kulturleitbild des Landes Oberösterreich geachtet und klargestellt, dass 
alle Entwicklungsziele immer unter dem Finanzierungsvorbehalt des Landtags stehen. Die 
erarbeiteten Entwicklungsziele ergeben sich aus Sicht der Gutachter*innen stringent aus dem 
institutionellen Profil sowie aus den Anforderungen, die gesamtgesellschaftlich und politisch an 
die Privatuniversitäten des Landes Oberösterreich gerichtet werden. Die ABPU kann in den 
Antragsunterlagen glaubhaft darstellen, dass sie einen konstruktiven Dialog mit der 
Landespolitik pflegt und die Ambitionen der ABPU auch politisch Unterstützung finden. Dies 
wurde nicht zuletzt im Vor-Ort-Besuch im Gespräch mit einer Vertreterin des Universitätsrats 
deutlich. 

Ein wesentliches Merkmal von Universitätsentwicklung erkennt die ABPU im potentiell 
konfliktträchtigen Spannungsfeld zwischen internen kollegialen Abstimmungsprozessen und 
effizienter Governance. Die ABPU begegnet dieser Herausforderung strukturell mit der 
Einrichtung von Vizerektoraten und Stabsstellen sowie einer Schärfung der Befugnisse von 
Institutsdirektor*innen und Abteilungsleiter*innen. Über Zielvereinbarungen verbindet sich der 
Bottom-up-Ansatz (aus den Einrichtungen) mit dem Top-down der gesamtuniversitären 
strategischen Weiterentwicklung der ABPU. Die Differenzierung der Governance und 
Verantwortlichkeiten ist aus Sicht der Gutachter*innen eine wirksame Maßnahme für die 
Weiterentwicklung des Qualitätsmanagementsystems. Insbesondere die dokumentierte 
Möglichkeit der QM-Leitung, jederzeit Themen auf die Tagesordnung des Rektorats setzen zu 
können, unterstreicht aus gutachterlicher Sicht das Bestreben, den Qualitätskreislauf zu 
schließen. 

Im Vor-Ort-Gespräch wurde für die Gutachter*innen deutlich, dass die lebendige Diskussion 
über den Begriff der Exzellenz, die sich während der Erarbeitung des Entwicklungsplans immer 
wieder ergeben hat, in der Universität dazu geführt hat, dass in Bezug auf die strategische 
Ausrichtung des Studienangebots eine neue Entwicklungsperspektive entstanden ist: Die 
Vereinbarung der „individuellen Exzellenz“ als Ziel der persönlichen Entwicklung der 
Studierenden und Lehrenden erfordert eine Erhöhung der Wahlfreiheit in der Auswahl der 
Lerninhalte, die verstärkte Auseinandersetzung mit demokratischen und gesellschaftlichen 
Wertediskussionen sowie die gute Verknüpfung von wissenschaftlicher Reflexion und 
künstlerischer Praxis. Zur Unterstützung der künstlerischen Forschung soll laut 
Entwicklungsplan das bestehende interne Forschungsförderprogramm fortwährend ausgebaut 
werden. Die ABPU erklärte im Vor-Ort-Gespräch, dass sie es als ihre Aufgabe begreift, noch 
konkreter eine Strategie für die wissenschaftliche und künstlerische Forschung und vor allem 
in Bezug auf die Internationalisierung zu entwickeln. 

In Bezug auf die Personalplanung beschreibt der Plan der ABPU vielfältige kohärente Schritte, 
die eine Internationalisierung und Diversifizierung der Lehrenden und darüber hinaus eine 
vielfältigere und sozial repräsentativere Personalstruktur im Verwaltungsbereich ermöglichen. 
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Dem Antrag auf Verlängerung der institutionellen Akkreditierung sind sowohl das „Landesgesetz 
über die Rechtsstellung des Bruckner-Konservatoriums zum Betrieb einer Privatuniversität“ als 
auch die Satzung der ABPU beigelegt. In beiden Dokumenten ist eine adäquate 
Organisationsstruktur vorgesehen, welche die Autonomie der Hochschule und damit die Freiheit 
der Wissenschaft bzw. Forschung und ihrer Lehre sowie die Freiheit des künstlerischen 
Schaffens und der Vermittlung von Kunst und ihrer Lehre gewährleistet. Das Regelwerk 
beschreibt das Zusammenwirken der obersten Organe in wesentlichen Prozessen und die damit 
verbundenen und zu setzenden Maßnahmen, z. B. bei Satzungsänderungen, 
Bestellungsvorgängen von Leitungs- und anderen Organen, Arbeitsprogrammen, 
Finanzierungsangelegenheiten, organisationsrelevanten Änderungen und 
Akkreditierungsangelegenheiten. Gleichzeitig ist durch Bestimmungen in Landesgesetz und 
Satzung sichergestellt, dass die Interessen des Rechtsträgers in adäquater Weise berücksichtigt 
werden. 

Senat – Rat 
Im Hinblick auf ein austariertes Zusammenwirken der in der Satzung festgelegten Organe 
stellen die Gutachter*innen allerdings fest, dass Doppelbesetzungen zwischen den zentralen 
(obersten) Organen der akademischen Selbstverwaltung (Senat) und der strategischen 
Steuerung (Universitätsrat) aufgrund der Bestimmungen in der Satzung faktisch möglich sind. 
Konkret können laut den Bestimmungen in der Satzung (bis zu) zwei Senatsmitglieder vom 
Senat als stimmberechtigte Mitglieder für den Universitätsrat vorgeschlagen und in der Folge 
von der Landesregierung bestellt werden. Aus Sicht der Gutachter*innen stellen gleichzeitige 
stimmberechtigte Mitgliedschaften in Senat und Rat eine Unvereinbarkeit dar, welche dem 
Checks-and-Balances Gedanken der akademischen Selbstverwaltung entgegenlaufen. 
Tatsächlich bestand zum Zeitpunkt der Antragstellung und des Vor-Ort-Besuchs eine 
stimmberechtigte Doppelmitgliedschaft in Senat und Universitätsrat. 
Im Rahmen des Vor-Ort-Besuchs haben die Gutachter*innen auf diese Problematik hingewiesen 
und angemerkt, dass die Satzung der ABPU derzeit keine Regelungen zu stimmberechtigten 
Doppelmitgliedschaften enthält. Die Vertreter*innen des Rektorats (Präsidium) und die 
Vertreter*in des Rats haben den Gutachter*innen beim Vor-Ort-Besuch versichert, die Satzung 
so anpassen zu wollen, dass eine stimmberechtigte Doppelmitgliedschaft in den zentralen 
Organen Rat, Senat, Rektorat künftig ausgeschlossen wird. Die Anpassung soll bereits in der 
aktuellen Ratsperiode erfolgen, welche noch bis 2027 läuft. 

Rat 
Die Besetzung des Rates ist im „Landesgesetz über die Rechtsstellung des Bruckner-
Konservatoriums zum Betrieb einer Privatuniversität“ geregelt. Im Antrag auf Akkreditierung 
hält die ABPU fest, dass die Oberösterreichische Landesregierung für die Dauer der laufenden 
Periode zusätzlich zu den im Gesetz vorgesehenen Mitgliedern weitere zwei kooptierte 
stimmberechtigte Mitglieder, für die auch Ersatzmitglieder festgelegt wurden, in den Rat 
entsendet hat. Dafür fehlt aus gutachterlicher Sicht jedoch die entsprechende gesetzliche 
Grundlage. Jedenfalls ist durch die Bestellung und das Wirken zweier stimmberechtigter 
kooptierter Mitglieder der Ausgleich der Interessen im Rat grundsätzlich nicht mehr 
gewährleistet, da der Eigentümer zur Verfolgung seiner Interessen eine Stimmenmehrheit 
geschaffen hat. 

Die ABPU verfolgt konsequent einen Prozess der Restrukturierung, um dem in früheren 
Akkreditierungsgutachten attestierten „diffusen Prozessbild“ der Entscheidungsabläufe 
entgegenzuwirken. Mit Beschluss von Senat und Universitätsrat im Oktober bzw. November 
2021 sowie Genehmigung der Oö. Landesregierung vom 24.01.2022 wurde eine neue Regelung 
eingeführt, die die Einsetzung von bis zu drei Vizerektor*innen im Sinne des UG § 22 Abs. 6 
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ermöglicht. Im Regelfall agiert das Präsidium als Kollektiv, die einzelnen Vizerektor*innen 
zeichnen verantwortlich für die verschiedenen Ressorts Forschung, Kunst und Lehre sowie 
Finanzen und Ressourcen. Die Geschäftsordnung des Präsidiums regelt die Zusammenarbeit. 
Darüber hinaus hat die ABPU zur Bewertung der Zusammensetzung des Senats ein externes 
Rechtsgutachten eingeholt. Aktuell besteht der Senat aus 17 stimmberechtigten Mitgliedern, 
davon zwölf Institutsdirektor*innen ex officio. Deren Mitwirkung im Senat ist daher weitgehend 
unabhängig von den dreijährigen Funktionsperioden. Zudem weist der Senat elf nicht 
stimmberechtigte Mitglieder auf. Zur Klärung größerer architektonischer Zusammenhänge hat 
der Senat eine Steuerungsgruppe eingesetzt. 

Die ABPU hat im Antrag auf Akkreditierung Änderungen und Anpassungen der Satzung in der 
vorangegangenen Akkreditierungsperiode chronologisch sowie nachvollziehbar dargestellt und 
erläutert. Es kam zu Anpassungen der Studien- und Prüfungsordnung, Einführung von 
Regelungen zur Bestellung von Vizerektor*innen, Änderung der Berufungsordnung (inkl. 
Regelungen zum Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen AKG und zur Befangenheit) sowie 
Änderungen der Geschäftsordnung der Kollegialorgane, Dienst-, Haushalts- und 
Habilitationsordnung sowie Änderungen bei der Wahl der*des Rektor*in. Die Doktoratsschule 
und die Erlassung von Regelungen zu Akademischen Ehrungen wurden in die Satzung 
aufgenommen. 

Die Regelungen zu Sicherstellung der akademischen Integrität und der Gender Equality Plan 
(GEP) sind in die Satzung aufgenommen und im Jahr 2025 vom Senat beschlossen worden. 
Zum Zeitpunkt des Vor-Ort-Besuchs wartete die ABPU auf die Genehmigung des Rats und der 
Oberösterreichischen Landesregierung. 

Die ABPU hat ihre Satzung den Antragsunterlagen beigefügt und ausreichend und 
nachvollziehbar dargelegt, welche Änderungen der Satzung sie in der vergangenen 
Akkreditierungsperiode vorgenommen hat. Zudem gewährleisten die beschriebenen Prozesse 
und Maßnahmen aus gutachterlicher Sicht die Autonomie der Hochschule und damit die Freiheit 
der Wissenschaft und ihrer Lehre und/oder die Freiheit des künstlerischen Schaffens und der 
Vermittlung von Kunst und ihrer Lehre bei gleichzeitiger Berücksichtigung der Interessen des 
Rechtsträgers. Die Organisationsstruktur stellt jedoch kein austariertes Zusammenwirken der 
in der Satzung festgelegten Organe der akademischen Selbstverwaltung, der Leitung und der 
strategischen Steuerung sicher, da Doppelmitgliedschaften in den zentralen Organen nicht 
ausgeschlossen werden und die Besetzung des Rats nicht den gesetzlichen Bestimmungen 
entspricht. 

Das Kriterium ist aus Sicht der Gutachter*innen erfüllt unter Auflagen. 

Die Gutachter*innen empfehlen dem Board der AQ Austria folgende Auflagen zu erteilen: 

Gemäß § 16 Abs. 3 Z 1 PrivH-AkkVO 2024 ist binnen 24 Monaten ab Zustellung des Bescheids 
nachzuweisen, dass die Satzung dahingehend verändert wurde, dass stimmberechtigte 
Doppelmitgliedschaften in den zentralen Organen Rat, Senat, Rektorat künftig 
ausgeschlossen sind. 

Gemäß § 16 Abs. 3 Z 1 PrivH-AkkVO 2024 ist binnen 24 Monaten ab Zustellung des Bescheids 
nachzuweisen, dass die Besetzung des Rats auf Basis der gesetzlichen Grundlagen erfolgt. 
Dabei ist die Autonomie der Hochschule und damit die Freiheit der Wissenschaft bzw. 
Forschung und ihrer Lehre sowie die Freiheit des künstlerischen Schaffens und der 
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Ungleichgewichte und Ungleichheiten zu verringern. Der GEP wird von der ABPU als 
systematisches und strategisches Instrument für eine gründliche Auseinandersetzung mit dem 
Status Quo gesehen, vom dem ausgehend spezifische Maßnahmen zur Verbesserung der 
Gleichstellung der Geschlechter an der ABPU gesetzt werden sollen. Ein regelmäßiges 
Monitoring dient als Instrument zur Förderung von Reflexion und kontinuierlicher 
Weiterentwicklung der Universität. Durch die Einrichtung der Stelle „Referent*in für 
Gleichstellung, Gender und Diversität“  wird 
gewährleistet, dass der Prozess zur Erfüllung der GEP-Maßnahmen professionell begleitet und 
gemonitort wird. Sie dient zudem als Schnittstelle für den Austausch zwischen Personen, 
Abteilungen und Gremien bei Planung, Umsetzung und Evaluierung der im GEP festgelegten 
Maßnahmen. 

Die Mitsprache der Studierenden in akademischen Angelegenheiten ist aus gutachterlicher Sicht 
gegeben und überwiegend in der Satzung geregelt. So z. B. sind Studierende in folgenden 
Gremien vertreten: Senat (Satzung § 9 Abs. 1 lit. d.: drei Studierendenvertreter*innen, wobei 
einer*m Studierendenvertreter*in nur eine beratende Stimme zukommt), Studienkommission 
(Satzung § 11 Abs. 1 lit. c.: vier Studierendenvertreter*innen, wobei einer*m 
Studierendenvertreter*in nur beratende Stimme zukommt), Besetzungskommission (Satzung 
§ 12 Abs. 3 lit. f: ein*e Studierendenvertreter*in des betreffenden Instituts), 
Berufungskommission (Satzung, Anlage 5: Berufungsordnung § 2 Abs. 3 lit. f.: ein*e 
Studierendenvertreter*in des betreffenden Instituts), Habilitationskommission (Satzung, 
Anlage 6: Habilitationsordnung § 7 Abs. 2 lit. e.: ein*e Studierendenvertreter*in), 
Institutskonferenzen (Satzung § 17 Abs. 1: […] bis zu drei Studierendenvertreter*innen (mit 
insgesamt einem Stimmrecht)), Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen (AKG) (Satzung § 13 
Abs. 1 lit. c.: ein von der Studierendenvertretung zu entsendendes Mitglied sowie ein 
Ersatzmitglied) und im Qualitätsteam (ein*e Studierendenvertreter*in plus ein*e 
Studierendenvertreter*in aus der Studienkommission, falls nominiert). 

Die ABPU hat in der Satzung folgende Studien- und Prüfungsordnungen formuliert: Studien- 
und Prüfungsordnung für Bachelor- und Masterstudien (Anlage 7), Studien- und 
Prüfungsordnung des künstlerisch-wissenschaftlichen Promotionsstudiums (Anlage 8) und 
Studien- und Prüfungsordnung des wissenschaftlichen Promotionsstudiums (Anlage 9). 

Alle Studien- und Prüfungsordnungen weisen aus Sicht der Gutachter*innen eine einheitliche 
Struktur auf und sind in vier Abschnitte unterteilt (Studienordnung, Prüfungsordnung, 
Akademische Grade, Studienbeitrag), in denen die wesentlichen Regelungen enthalten sind. In 
den Studiengangsbeschreibungen sind studiengangsspezifische Regelungen zu 
Zulassungsvoraussetzungen bzw. Aufnahmebedingungen und Abschlussprüfung angeführt. 
Weitere Bestimmungen bzw. Informationen finden sich auch in 
den Studienbereichsbeschreibungen sowie in der Aufnahmeprüfungsordnung. 

Akademische Ehrungen gemäß § 8 Abs. 2 Privathochschulgesetz (PrivHG) sind in der Satzung 
der ABPU in Anlage 10 geregelt. Es können die Ehrentitel Ehrenbürger*in, Ehrensenator*in und 
Doktor*in honoris causa (Dr. h.c.) vergeben sowie die Erneuerung verliehener akademischer 
Grade vorgenommen werden. 

Die Berufungsordnung der ABPU findet sich in der Satzung in Anlage 5. Sie entspricht aus Sicht 
der Gutachter*innen nationalen sowie internationalen hochschulischen Standards und 
beinhaltet schlüssig formulierte Bestimmungen zu Ausschreibung, Verfahren und Entscheidung. 
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Besetzungskommissionen, im Qualitätsteam, der Vollversammlung und den 
Institutskonferenzen. 

Senat 
Die Besetzung der stimmberechtigten Mitglieder im Senat ist aus Sicht der Gutachter*innen 
jedoch unausgewogen, es gibt 17 stimmberechtigte und 11 beratende Mitglieder. Von den 17 
stimmberechtigten Mitgliedern entfallen 12 Stimmen auf die Direktor*innen der Institute, zwei 
Stimmen auf das wissenschaftliche und künstlerische Personal, eine Stimme auf das 
Verwaltungspersonal und zwei Stimmen auf die Studierendenvertretung. Dies hat zur Folge, 
dass die Direktor*innen der Institute mit 12 von insgesamt 17 Stimmen deutlich 
überrepräsentiert und andere Statusgruppen, wie etwa Studierende, nicht ausreichend im 
Senat vertreten sind. 

Die ABPU ist sich laut ihren Aussagen beim Vor-Ort-Besuch dieser Problematik bewusst und hat 
bereits im Antrag auf Akkreditierung auf diese Unausgewogenheit hingewiesen. In den 
Antragsunterlagen findet sich zudem ein von der ABPU in Auftrag gegebenes Gutachten, aus 
dem Empfehlungen zur Umstrukturierung des Senats hervorgehen. Im Gespräch beim Vor-Ort-
Besuch haben die Vertreter*innen der ABPU mitgeteilt, dass es bereits ein internes Papier mit 
Maßnahmen und ein entwickeltes Modell über die Größe und Zusammensetzung des Senats 
gibt. Ein Beschluss steht zwar noch aus, die ABPU strebt aber eine Umsetzung im Jahr 2027 
an. 

Die ABPU hat aus Sicht der Gutachter*innen durchaus Möglichkeiten, ihre Individualität bei der 
Erstellung von Regelungen zum Verfahren der Bestimmung der Senatsmitglieder, bei der 
Definition der Statusgruppen und bei der Zusammensetzung des Senats einfließen zu lassen, 
da die PrivH-AkkVO 2024 den Privatuniversitäten einen Gestaltungsspielraum bei der 
Zusammensetzung des Senats einräumt. Die einschlägigen Bestimmungen im 
Universitätsgesetz (UG) dienen der ABPU laut Antragsunterlagen als Vorbild, von denen sie in 
begründeten Fällen abweichen kann. Die Gutachter*innen regen an, dass jedenfalls 
stimmberechtigte Mitglieder aus den Statusgruppen der Professor*innen, des weiteren 
wissenschaftlichen Personals, des Verwaltungspersonals und der Studierenden im Senat 
vertreten sind, wobei auf eine Mehrheit des wissenschaftlichen bzw. künstlerischen Personal zu 
achten ist. 

Die Bestellung von Leitungsorganen erfolgt unter Mitwirkung der akademischen 
Selbstverwaltung (Satzung: Senat § 9, Abs. 3, lit. a, c und g). Für die Bestellung der*des 
Rektor*in finden das Stellenbesetzungsgesetz des Bundes sowie das Oö. 
Stellenbesetzungsgesetz 2000 Anwendung. Die*der Rektor*in wird von der Landesregierung 
auf Vorschlag des Rates bestellt. Im „Landesgesetz über die Rechtsstellung des Bruckner-
Konservatoriums zum Betrieb einer Privatuniversität“ und in der Satzung der ABPU findet sich 
keine Bestimmung darüber, ob bzw. inwieweit der Senat bei der Wahl der*des Rektor*in 
mitwirkt. In vielen europäischen Hochschulsystemen wirkt der Senat entweder direkt (Wahl) 
oder indirekt (Zustimmung, Stellungnahme) an der Bestellung der Hochschulleitung mit. 

Aus den Antragsunterlagen geht hervor, dass der Senat jedenfalls bei der Bestellung folgender 
Leitungsorgane mitwirkt: Er erstellt einen Vorschlag für die Bestellung der Mitglieder und 
Ersatzmitglieder des Rats gemäß § 5 Abs. 1 lit. d, wirkt bei der Bestellung von 
Studiendekan*innen gemäß § 15 Abs. 2 bis 6 mit und hört den Vorschlag der*des Rektor*in 
zur Bestellung der Vizerektor*innen gemäß § 7 Abs. 2 an. 
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Aus dem Antrag auf Akkreditierung geht hervor, dass dem Leitungsorgan und Kollegialorgan 
der ABPU derzeit keine Personen mit Beteiligung an der Trägereinrichtung oder der Beteiligung 
an einer juristischen Person, die eine Beteiligung an der Trägereinrichtung besitzt, angehören. 

Während private Hochschulsysteme häufig Regeln zur Wahrung der Unabhängigkeit des 
Aufsichtsorgans vorsehen (z.  B. Ausschluss von Personen mit wesentlichen wirtschaftlichen 
Interessen, klar definierte Unvereinbarkeiten), fehlen solche Bestimmungen in der Satzung der 
ABPU weitgehend. Dies kann die Wahrnehmung der Unabhängigkeit und Objektivität von 
Organen beeinträchtigen. Auch wenn in § 6 im Landesgesetz die Organe zur Verschwiegenheit 
sowie zur gewissenhaften und unparteiischen Ausübung ihres Amtes verpflichtet sind, ist aus 
gutachterlicher Sicht die Aufnahme einer Regelung in das Landesgesetz und in die Satzung 
dringend geboten, wonach Personen mit Beteiligung an der Trägereinrichtung oder der 
Beteiligung an einer juristischen Person, die eine Beteiligung an der Trägereinrichtung besitzt, 
von einer Tätigkeit im Leitungs- und Kollegialorgan ausgeschlossen sind. Auch den 
stimmberechtigten Mitgliedern des Rats, ist die Ausübung einer sonstigen Organfunktion in der 
Hochschule zu untersagen. Darüber hinaus empfehlen die Gutachter*innen, Bestimmungen in 
die Satzung aufzunehmen, unter welchen Umständen Geschäftsbeziehungen zwischen einem 
Mitglied des Rats und der Hochschule erlaubt sind und wie der Genehmigungsprozess dafür 
aussieht bzw. ob überhaupt Geschäftsbeziehungen zwischen einem Mitglied des Rats und der 
Hochschule bestehen dürfen und wie Interessenskonflikte und Befangenheitsthemen geregelt 
sind. 

Die Interessen des Rechtsträgers bleiben gewahrt, finden aber ihre Beschränkung in der 
grundsätzlichen Freiheit der Wissenschaft und ihrer Lehre und/oder in der Freiheit des 
künstlerischen Schaffens und der Vermittlung von Kunst und ihrer Lehre. Die entsprechenden 
Regelungen u. a. in Bezug auf die Mitwirkung des Amts der Landesregierung, die die Aufsicht, 
den Jahresvoranschlag, den Stellenplan und den Rechnungsabschluss sowie die Grundsätze, 
Zweck und Aufgaben der „Privatuniversität finden sich im Landesgesetz über die Rechtsstellung 
des Bruckner-Konservatoriums zum Betrieb einer Privatuniversität“ und in der Satzung der 
ABPU. 

Die ABPU hat aus gutachterlicher Sicht eine adäquate Organisationsstruktur geschaffen, die 
Mitwirkungsrechte der akademischen Selbstverwaltung in den akademischen Belangen 
gewährleistet. Hierzu zählen mindestens die inhaltliche Gestaltung von Forschung und Lehre 
sowie die Mitwirkung bei der Bestellung der Organe der Privathochschule und den Auswahl- und 
Berufungsverfahren. Ein austariertes System der akademischen Selbstverwaltung, der Leitung 
und der strategischen Steuerung bei gleichzeitiger Berücksichtigung der Interessen des 
Rechtsträgers ist aber aufgrund einzelner fehlender Bestimmungen für die 
governance‑relevanten Bereiche nicht durchgängig abgesichert. So fehlen Bestimmungen im 
Landesgesetz bzw. in der Satzung, ob bzw. in welcher Weise der Senat bei der Wahl der*s 
Rektor*in beteiligt ist und Regelungen, wonach Personen mit Beteiligung an der 
Trägereinrichtung oder der Beteiligung an einer juristischen Person, die eine Beteiligung an der 
Trägereinrichtung besitzen, von einer Tätigkeit im Leitungs- und Kollegialorgan ausgeschlossen 
sind sowie dass bzw. ob stimmberechtigten Mitgliedern des Rats die Ausübung einer sonstigen 
Organfunktion in der Hochschule untersagt ist. Zudem fehlen Regelungen, unter welchen 
Umständen Geschäftsbeziehungen zwischen einem Mitglied des Rats und der Hochschule 
erlaubt sind und wie der Genehmigungsprozess dafür aussieht bzw. ob überhaupt 
Geschäftsbeziehungen zwischen einem Mitglied des Rats und der Hochschule bestehen dürfen 
und wie Interessenskonflikte und Befangenheitsthemen geregelt sind. Bei der Besetzung des 
Senats zeigt sich eine deutliche Unausgewogenheit, da nicht alle Statusgruppen ausreichend 
vertreten sind. Dies ist aus Sicht moderner Hochschulgovernance bemerkenswert, da 
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Die ABPU hat in den letzten Jahren Forschung und EEK systematisch weiterentwickelt und 
ausgebaut. Im Entwicklungsplan 2020-2026 werden die anwendungsorientierte EEK in Form 
von Aufführungen und deren Dokumentation sowie in Form von Musikeditionen und 
Kompositionen, die wissenschaftliche Forschung von kunstbezogenen Themen sowie die 
künstlerische Forschung als drei verschiedene Bereiche unterschieden. Fokussiert wird eine 
enge Verschränkung von EEK mit wissenschaftlicher Forschung angelehnt an die durch den FWF 
(Wissenschaftsfonds) gesetzten Ziele zur Förderung von qualitativ hochwertiger, innovativer 
Arts Based Research. 

Zahlreiche Maßnahmen zur Stärkung der Forschungsaktivitäten und deren Qualität (von der 
strategischen Planung, dem Aufbau des Nikolaus Harnoncourt Zentrums (NHZ) über die 
Einrichtung eines Vizerektorats Forschung sowie einer Forschungskommission bis hin zur 
erfolgreichen Akquise von Fördermitteln in kompetitiven Verfahren) haben die Etablierung und 
Sicherstellung des Forschungsumfelds an der ABPU ermöglicht, in denen die facheinschlägigen 
Doktoratsstudiengänge eingebettet sind. Auf dieser Basis gründet in der Satzung die 
Habilitationsordnung, die die grundlegenden Rahmenbedingungen (neben den allgemeinen 
Regelungen wie Habilitationsfächer und Titel, die Voraussetzungen, Antrag und formelle 
Vorprüfung, Einsetzung der Habilitationskommision und inhaltliche Vorprüfung, 
Gutachter*innen, Verfahren und Dokumentation) für ein Habilitationsverfahren definiert, das 
wiederum wissenschaftlich, künstlerisch-wissenschaftlich oder künstlerisch ausgerichtet sein 
kann. Über einen Habilitationsworkshop leistet die ABPU systematisch Capacity Building zur 
Förderung eines die Fachbereiche übergreifenden Qualitätsverständnisses. 

Die Habilitationsordnung (aktuelle Fassung Juli 2024) wurde mehrfach überarbeitet und regelt 
das Vorgehen. Das Verfahren umfasst einen schriftlichen sowie einen performativen Teil, der 
sich wiederum untergliedert in wissenschaftlicher Vortrag und/oder künstlerische Präsentation, 
Lehrprobe und Kolloquium. Der performative Teil ist im Rahmen der ABPU öffentlich. Das Thema 
des wissenschaftlichen Vortrags bzw. der künstlerischen Präsentation wird von der 
Habilitationskommission aus mindestens drei Vorschlägen der*des Bewerber*in ausgewählt 
und muss sich vom Thema der Habilitationsschrift unterscheiden. Dies sichert ein 
Mindestspektrum an Expertise in der Themenvielfalt der*des Bewerber*in. Bereits im 
Antragsverfahren werden einschlägige wissenschaftliche bzw. künstlerische Leistungen und 
Qualifikationen verlangt und geprüft. Der Kompetenzausweis der Gutachter*innen sowie der 
Mitglieder der Habilitationskommission, die kommissionsinterne Beratung und Abstimmung 
nach der öffentlichen Vorstellung, vor allem auch das mehrstufige Verfahren ermöglicht eine 
weitreichende Prüfung des Qualifikationsprofils. 

Die in der Satzung der ABPU verankerte Habilitationsordnung regelt aus gutachterlicher Sicht 
die grundlegenden Rahmenbedingungen für das Habilitationsverfahren, orientiert sich an 
internationalen universitären Standards und stellt die universitätsadäquaten 
Qualifikationsanforderungen für die Erteilung der Lehrbefugnis an der ABPU sicher. 

Das Kriterium ist aus Sicht der Gutachter*innen erfüllt. 
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und das Qualitätsteam neu strukturiert. Auf diese Weise entstand im Zeitraum 2021/22 eine 
strategische Steuerungsgruppe sowie - daneben - ein breit in der Universität verankerter 
Qualitäts-Beirat. Durch die personelle Aufstockung der Verwaltungsabteilung für 
Qualitätsmanagement wurde ab 2022/23 die Durchführung und Auswertung von Befragungen 
sukzessive professionalisiert und die Ergebnisse wurden so aufbereitet, dass sie in strategische 
Entscheidungen einfließen konnten. Beim Vor-Ort-Besuch konnte verifiziert werden, dass die 
Leitungsgremien der ABPU sowie Studierende, Lehrende und Verwaltungsmitarbeiter*innen bei 
der Entwicklung und Umsetzung der Maßnahmen angemessen beteiligt waren und die weitere 
bedarfsgerechte Entwicklung und Implementierung der QM-Instrumente und -Verfahren gerne 
unterstützen. In der ablaufenden Akkreditierungsperiode wurde die Wirksamkeit des 
Qualitätsmanagementsystems insbesondere über zyklische Evaluationen in Lehre, Forschung 
und Organisation, das institutionelle Berichtswesen sowie externe Audits – wie die 
Institutsevaluierung via MusiQuE – überprüft. Aufbauend auf den zwischenzeitlich im QM-
Handbuch definierten Strukturen wurden diese Prozesse und Verfahren laufend auf den 
Prüfstand gestellt, weiterentwickelt und enger an das strategische Hochschulmanagement 
gekoppelt. Aufgrund der Fokussierung auf die hochschuladäquate Weiterentwicklung des QM-
Systems sowie dem gleichzeitigen Auf- und Ausbau der entsprechenden Struktur, ist die 
Überprüfung der Wirksamkeit für den nun folgenden Entwicklungszeitraum fester Bestandteil 
des Qualitätsmanagements an der ABPU geworden. 

In der Verwaltungsabteilung für Qualitätsmanagement stehen aus Sicht der Gutachter*innen 
mit 2 unbefristeten VZÄ ausreichend personelle Ressourcen zur Verfügung, die eine dauerhafte 
stabile Struktur zum Erhalt, zur Weiterentwicklung und zur Überprüfung des 
Qualitätsmanagements sicherstellen. 

Die ABPU legt für die Gutachter*innen überzeugend dar, dass sie die Wirksamkeit des 
Qualitätsmanagementsystems im zurückliegenden Akkreditierungszeitraum regelmäßig auf den 
Prüfstand gestellt und die Verfahren und Instrumente der Qualitätsentwicklung unter 
Beteiligung relevanter Interessengruppen systematisch weiterentwickelt hat. 

Das Kriterium ist aus Sicht der Gutachter*innen erfüllt. 

Empfehlung 
Die Gutachter*innen empfehlen der ABPU, den Weg der strategischen und inhaltlichen 
Verbindung von Qualitätsmanagement und Hochschulentwicklung konsequent weiter zu 
verfolgen und damit baldmöglichst den Qualitätskreislauf auf institutioneller Ebene zu schließen 
und die Berichtsketten hinüber zu universitärer Lehre und Forschung auch formal zu etablieren. 
Die Satzungsgruppe sollte durch die Hochschulleitung bei diesem Bestreben unterstützt werden. 

Gute Praxis 
Die Gutachter*innen heben als Beispiel für besonders gute Praxis hervor, dass die eindeutige 
entwicklungsorientierte Ausrichtung des Qualitätsmanagements im Handbuch für das 
Qualitätsmanagement schriftlich und für alle Hochschulmitglieder nachvollziehbar niedergelegt 
ist. 
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Berufsfelder, auch über die künstlerische Arbeit hinaus, und werden strategisch gesucht, um 
die Erschließung und Entwicklung der Künste in einer diversen Gesellschaft zu fördern. 
Insbesondere im Rahmen von interdisziplinären Projekten und durch die Förderung 
künstlerischer Forschung ermöglicht die ABPU einen Wissenstransfer zu diversen 
gesellschaftlichen Kontexten und zielt darauf ab, diese strategisch und curricular weiter zu 
stärken. Die regelmäßige Zusammenarbeit mit der ars electronica und die Mitwirkung beim 
Festival (bspw. siehe Website der ABPU: ars electronica festival 2023 und 2025 @ABPU: sonic 
saturday mit digital music focus) bietet einen hervorragenden Rahmen, um Forschung, EEK und 
Innovation einem breiten Publikum zugänglich zu machen. In der Mediathek der ABPU findet 
sich ein beispielgebendes Third Mission-Projekt mit dem Titel „poemmusic“. Hier wurden mit 
Gehörlosen Performances entwickelt, in denen Gebärdensprachpoesie und Musik miteinander 
verbunden werden für ein diverses und inklusives Publikum. Der Wissenstransfer in die 
Gesellschaft wird maßgeblich durch weitreichende Dokumentation und Publikationsaktivitäten 
(u. a. b-doc) gewährleistet und gefördert. 

Die ABPU hat ihre Planung für die Weiterentwicklung von Forschung und EEK für die nächsten 
8 Jahre plausibel in Kohärenz mit dem Entwicklungsplan dargelegt. Die Aussagen zu 
Rahmenbedingungen der Förderung von Forschung und EEK, zur Gewährleistung der 
akademischen Standards in den jeweiligen Fächerkulturen, zu den institutionell verankerten 
Kooperationen sowie zu Wissenstransfer und Third Mission sind für die Gutachter*innen 
überzeugend. Der Forschungsplan ist für den beantragten Zeitraum von acht Jahren plausibel 
und nachvollziehbar. 

Das Kriterium ist aus Sicht der Gutachter*innen erfüllt. 

Empfehlungen 
Die ABPU hat sich sowohl in ihrem Profil als auch in der Etablierung von Studiengängen und 
Fördermaßnahmen dezidiert als Institution positioniert, die künstlerisch-wissenschaftliche 
Reflexion in allen Bereichen anstrebt. Hierfür empfehlen die Gutachter*innen, dass tatsächlich 
alle Bereiche der Hochschule personell so ausgestattet werden, um dies zu gewährleisten. 
Insbesondere im Bereich der Tanz- und Theaterwissenschaft, in denen es bisher keine 
Professuren gibt, sollten diese wie geplant realisiert werden. 

Darüber hinaus empfehlen die Gutachter*innen, dass bei allen Neuausschreibungen auch im 
Bereich der künstlerischen Fächer Forschungskompetenzen bzw. Theorieaffinität als 
Auswahlkriterium mit aufgenommen wird, um die avisierte forschende Haltung und 
künstlerische Forschung nicht nur auf einzelne Personen und ihre Kompetenzen zu stützen, 
sondern strukturell personell zu verankern. 

Zusätzlich empfehlen die Gutachter*innen, im Rahmen einer zunehmenden 
Internationalisierung die Entwicklung der Forschung explizit über die aus dem europäischen 
Raum herausentwickelten und ästhetisch fokussierten Perspektiven hinaus auszuweiten. 

Die Gutachter*innen empfehlen darüber hinaus eine personelle Aufstockung, um das 
künstlerisch-wissenschaftliche Doktoratsprogramm und die künstlerisch-wissenschaftliche 
Forschung zu stärken. 

  















 

38/52 

Die jährlichen Budgets der ABPU bedürfen der Beschlüsse des Oberösterreichischen Landtags. 
Die Vergangenheit hat gezeigt, dass der ABPU zur Erfüllung ihrer gesetzlich determinierten 
Aufgaben stets ausreichend finanzielle Mittel zur Verfügung gestanden sind. Ausgehend davon, 
hat die ABPU dem Antrag auf Verlängerung der institutionellen Akkreditierung einen Finanzplan 
für die Jahre 2026-2034 beigefügt, aus dem hervorgeht, dass die ABPU auch in Zukunft 
finanziell abgesichert ist. Dies wird durch ein Schreiben des Landeshauptmannes von 
Oberösterreich, der gleichzeitig Vorsitzender des Universitätsrats ist, untermauert. Darin 
bekennt sich das Land Oberösterreich nicht nur zur hochqualitativen tertiären Aus- und 
Weiterbildung sowie Forschung in den Bereichen Musik, Schauspiel und Tanz und zu den im 
Entwicklungsplan formulierten Zielen sowie deren etappenweiser Umsetzung, sondern - 
vorbehaltlich der jährlich vom Oö. Landtag zu beschließenden Voranschläge - weiterhin zur 
Gewährung der finanziellen Mittel zur ordnungsgemäßen Durchführung der Aufgaben der ABPU 
inklusive der Bereitstellung der erforderlichen Infrastruktur. 

Der dem Antrag beigelegte Finanzplan basiert auf dem Zahlenwerk der vergangenen Jahre und 
wird unter Berücksichtigung von Indexsteigerungen und den im Entwicklungsplan genannten 
Maßnahmen bis 2034 geführt. Er listet im Überblick Einnahmen und Ausgaben auf. Die 
Einnahmen bestehen zum überwiegenden Teil aus Zuschüssen des Landes Oberösterreich und 
Studiengebühren. Die Ausgaben werden zu ca. 80 % für Personalkosten, zu ca. 18 % für 
Sachkosten und ca. 2 % für Investitionen aufgewendet. 

Der ebenfalls dem Antrag beigelegte Jahresvoranschlag 2026 beinhaltet eine detaillierte Plan-
Einnahmen-Ausgaben-Rechnung (Plan-Gewinn-und-Verlustrechnung und Plan-Bilanz liegen 
nicht vor) und bietet einen guten Überblick über die geplante Verwendung der Mittel für das 
Personal, die erforderliche Infrastruktur (z. B. Mieten für Gebäude und Flächen, Betriebskosten 
und Strom, Bibliothek, IT und Kommunikation etc.), Investitionen, Dienst- bzw. 
Fremdleistungen, Instandhaltung und den Neukauf von Instrumenten. Zusätzlich zu den 
geplanten Fixkosten stehen ausreichend Ermessensausgaben zur Durchführung von 
künstlerischen, pädagogischen und forschungsbezogenen Vorhaben zur Verfügung. Für die 
Jahre 2027-2034 wurde eine Finanzplanung im Überblick erstellt. Die dem Finanzplan zugrunde 
gelegten Informationen ermöglichen es den Gutachter*innen, die angesetzten Kosten als 
realistisch anzusehen. 

Der Finanzplan kalkuliert mit jährlich rund 800 Studierenden. Die ABPU hat keine Rücklage 
gebildet, da man sich laut eigenen Angaben beim Vor-Ort-Besuch aufgrund der gesetzlichen 
Bestimmungen zur Finanzierung des Studienbetriebs auch bei auslaufenden Studiengängen 
ausreichend abgesichert sieht. 

Im Hinblick auf die bestehenden Überlegungen zur Einrichtung eines Globalbudgets empfehlen 
die Gutachter*innen, gegebenenfalls Vorsorgemaßnahmen bzw. Rücklagen einzurichten, um 
bei unvorhersehbaren Ereignissen bzw. in Krisenfällen (z. B. ausgelöst durch Mindereinnahmen 
oder hohe Inflationsraten) zumindest für einen bestimmten Zeitraum die Handlungsfähigkeit 
des Universitätsbetriebes zu erhalten. 

Aus Sicht der Gutachter*innen besteht für die ABPU aufgrund der Trägerschaft des Landes 
Oberösterreich und der entsprechenden rechtlichen Verankerung im Landesgesetz eine 
sichere Grundlage für die Finanzierung der kommenden Akkreditierungsperiode. In einem 
Schreiben des Landeshauptmannes von Oberösterreich bekennt sich das Land Oberösterreich 
zur hochqualitativen tertiären Aus- und Weiterbildung sowie Forschung in den Bereichen Musik, 
Schauspiel und Tanz und zu den im Entwicklungsplan formulierten Zielen sowie deren 
etappenweiser Umsetzung und - vorbehaltlich der jährlich vom Oö. Landtag zu beschließenden 
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Die ABPU betreibt an ihrem Standort eine Bibliothek, deren Bestand in den letzten Jahren weiter 
ausgebaut wurde und die Fachbereiche mit Musikalien, Büchern, Zeitschriften und AV-Medien 
sowie umfangreichen E-Ressourcen versorgt. Zudem stehen zwei Lesesäle mit Arbeitsplätzen 
zur Verfügung. 

Die ABPU ist in der Verwaltung mit umfangreichen digitalen Ressourcen ausgestattet, welche 
vom ZID – Zentralen Informatikdienst verwaltet werden. 

Der Zugang zur Universität ist durch ein Chipkartensystem geregelt und ermöglicht 
Universitätsangehörigen rund um die Uhr (24 Stunden/Tag) Zutritt zum Gebäude. Auf 
Nachfrage im Vor-Ort-Gespräch haben sowohl Vertreter*innen der ABPU als auch die 
Studierenden betont, dass es bisher trotz fehlendem Nachtportier zu keinerlei Problemen kam 
und dass das Angebot von Studierenden gerne abends zum Üben genutzt wird. Zum Üben 
stehen den Studierenden die Lehrräumlichkeiten der ABPU sowie, neben einem Übezimmer für 
Schlagwerk, 10 weitere Übezimmer zu Verfügung. Dies erscheint aus gutachterlicher Sicht auf 
den ersten Blick ausreichend, im Vor-Ort-Gesprächen mit Studierenden zeigte sich jedoch, dass 
die Raumkapazität an Überäumen während der stark frequentierten Tage am Haus (Montag bis 
Mittwoch) nicht ausreicht. So kommt es zu Spitzenzeiten regelmäßig zu Übesituationen am 
Gang. Der Wunsch von Studierenden, externe Überäumlichkeiten anzumieten, wurde seitens 
der ABPU bisher nicht umgesetzt. 

Besonders heben die Gutachter*innen hervor, dass neben der Mensa, die ein ansprechendes 
Angebot bietet, auch ausreichend konsumationsfreie Zonen in Form von Arbeitsplätzen und 
Aufenthaltszonen im Gebäude und Grünzonen außerhalb des Gebäudes vorhanden sind. Weiters 
heben sie hervor, dass die Privatuniversität in punkto Veranstaltungstechnik vorbildlich gut 
ausgestattet ist. Alle vier Veranstaltungssäle sind mit professionellem Audio- und 
Videoequipment ausgestattet, welches wiederum mit dem Tonstudio verbunden ist. Das 
Tonstudio kann somit als Regieraum genutzt werden und ermöglicht eine zentrale Steuerung. 
Zum Betreiben der Ton- und Videoanlagen steht ein Team an Veranstaltungs- und 
Tontechnikern zu Verfügung, welches personell ausreichend aufgestellt ist (die Stunden 
konnten in der letzten Akkreditierungsperiode von 10 Stunden auf 40 Stunden aufgestockt 
werden). Entsprechende Beleuchtungstechnik in den Veranstaltungssälen und interaktive 
Whiteboards in ausgewählten Unterrichtsräumen, welche das Durchführen von hybriden 
Veranstaltungen in Präsenz und online ermöglichen, sind ebenfalls zu erwähnen. 

Aus gutachterlicher Sicht ist die ABPU sowohl in räumlicher Hinsicht als auch hinsichtlich ihrer 
Sachausstattung der Erfüllung ihrer Aufgaben entsprechend ausgestattet, in einzelnen 
Bereichen mehr als ausreichend. Einzig die Kapazität der Überäume während der Spitzenzeiten 
am Haus ist ausbaufähig. 

Das Kriterium ist aus Sicht der Gutachter*innen erfüllt. 

Empfehlung 
Die Gutachter*innen empfehlen die Bereitstellung zusätzlicher Überäume für die Studierenden 
am Hauptstandort, beispielsweise durch den Einbau von Übekabinen oder die Anschaffung von 
Übecontainern. 
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Seite enthalten, diese konnte zum Zeitpunkt der Gutachtenserstellung jedoch nicht aufgerufen 
werden. 

Mit ihrem Webauftritt in Form einer eigenen Homepage, präsentiert sich die ABPU informierend 
nach außen und ermöglicht sowohl Universitätsangehörigen als auch externen interessierten 
Personen den Zugang zu Informationen zu Studienorganisation und -Angebot, Curricula, 
personelle Strukturen und Zuständigkeiten, Veranstaltungen, Unterstützungs- und 
Beratungsangeboten und institutionellen Regelwerken. Diese Informationen sind aus Sicht der 
Gutachter*innen leicht zugänglich und nutzerfreundlich gestaltet und vermitteln ingesamt ein 
freundliches und positives Bild der ABPU. 

Das Kriterium ist aus Sicht der Gutachter*innen erfüllt. 

Empfehlung 
Die Gutachter*innen empfehlen, auf der Website einen Mustervertrag der 
Ausbildungsvereinbarung im pdf-Format zur Verfügung zu stellen. 

13 Zusammenfassung und abschließende Bewertung 
(I) Profil und Ziele 

Die Anton Bruckner Privatuniversität (ABPU) verfügt über ein klares institutionell festgelegtes 
und ambitioniertes Profil einer offenen Universität für Musik, Schauspiel und Tanz. Sie vertritt 
darin das explizite Ziel, künstlerische, wissenschaftliche und pädagogische Exzellenz zu fördern. 
Das Exzellenzverständnis der ABPU profiliert die Fähigkeit, sich mit verschiedenen 
künstlerischen Strömungen auseinanderzusetzen, neue Ansätze zu erforschen und dadurch zur 
Weiterentwicklung der Kunst beizutragen. Die ABPU bekennt sich zur Freiheit von 
wissenschaftlicher und künstlerischer Forschung und ihrer Lehre sowie von künstlerischem 
Schaffen und der Vermittlung von Kunst und ihrer Lehre. Neben der engen Verzahnung von 
künstlerischer Praxis, Forschung und Lehre sind Interdisziplinarität, Internationalität und 
gesellschaftliche und lokale Verankerung zentrale Leitlinien des Profils der ABPU, die so 
gleichermaßen in einem selbstbestimmten Umfeld für Lehrende sowie Studierende die 
Förderung von Innovation als auch die Pflege von Tradition ermöglichen möchte. In diesem 
Sinne unterstützt der Exzellenzbegriff der ABPU den Freiheitsanspruch, sowohl individuell auf 
Lehrende, Studierende, Forschende und Kunstschaffende bezogen, als auch in Gemeinschaften. 

Die Verbindung von Forschung und Lehre wird durch eine Vielzahl an Maßnahmen und einen 
erkennbaren Kulturwandel deutlich, der das Ziel, „Forschung und Lehre eng miteinander zu 
verbinden“, um ein „kritisches und forschendes Denken in allen Studienbereichen“ zu fördern, 
mit großem Nachdruck verfolgt. Forschungsgeleiteten Lehrveranstaltungen kommen dabei eine 
besondere Rolle zu. Diese bieten für Lehrende und Studierende einen gemeinsamen Rahmen 
zur Auseinandersetzung mit aktuellen Forschungsfragen oder dem Experimentieren mit neuen 
künstlerischen Ausdrucksformen. 

Aus Sicht der Gutachter*innen stellt die ABPU die Vielfalt wissenschaftlicher und künstlerischer 
Theorien, Methoden und Lehrmeinung ausreichend dar, begreift diese als wesentlich für das 
Selbstverständnis und hat Strukturen zu ihrer Förderung und Weiterentwicklung klar formuliert. 
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(II) Entwicklungsplanung 

Die ABPU hat auf ein Rektoratssystem umgestellt und Vizerektorate für Kunst und Lehre sowie 
Forschung eingeführt, die an die Amtszeit der*s Rektor*in gebunden sind. Die 
Universitätsdirektion wurde in das Vizerektorat für Finanzen und Ressourcen überführt, und es 
konnten zahlreiche strategisch relevante Richtlinien erlassen werden. Zudem hat die ABPU den 
Bereich Forschung systematisch auf- und ausgebaut: Das Qualitätsmanagement wurde in einer 
eigenen Verwaltungsabteilung unmittelbar an das Rektorat angegliedert, um das Referat für 
Gleichstellung und Diversität ergänzt, personell aufgestockt und strategisch auf die 
regelmäßigen und verpflichtenden Institutsevaluationen mit Peer-Review ausgerichtet. 

Die erfolgreiche Überführung der ABPU in eine neue entscheidungs- und handlungsfähige 
Governance-Struktur ist für die Gutachter*innen allfällig nachvollziehbar und wird derzeit u. a. 
auch durch die Etablierung von Mittelbau-Stellen und die Einführung einer international üblichen 
Nomenklatur zur Stellenbezeichnung für die Gutachter*innen glaubhaft vorangetrieben. Aus 
gutachterlicher Sicht hat die ABPU ausreichend dargelegt, dass sie ihre Fortschritte auf dem 
Weg zur Erreichung ihrer Entwicklungsziele dokumentiert und in der Lage ist, im Sinne einer 
lernenden Organisation regelmäßige Kurskorrekturen vorzunehmen. 

Präsidium und Universitätsrat der ABPU haben im März 2025 den aktualisierten 
Entwicklungsplan für die angestrebte Akkreditierungsperiode bis 2034 beschlossen, der die 
zentralen strategischen Entwicklungsziele für Studium, Lehre und Forschung sowie für EEK klar 
und unter Rückbezug auf die bereits angestoßenen Entwicklungen der vergangenen 
Akkreditierungsperiode darstellt. Dabei wird besonders auf die Orientierung am Kulturleitbild 
des Landes Oberösterreich geachtet und klargestellt, dass alle Entwicklungsziele immer unter 
dem Finanzierungsvorbehalt des Landtages stehen. 

Über Zielvereinbarungen verbindet sich der Bottom-up-Ansatz mit dem Top-down der 
gesamtuniversitären strategischen Weiterentwicklung. Mit der Vereinbarung der „individuellen 
Exzellenz“ als Ziel der persönlichen Entwicklung der Studierenden und Lehrenden verbindet sich 
ein Anspruch an Wahlfreiheit in der Auswahl der Lerninhalte, die verstärkte Auseinandersetzung 
mit demokratischen und gesellschaftlichen Wertediskussionen sowie die gute Verknüpfung von 
wissenschaftlicher Reflexion und künstlerischer Praxis. Es zeigt sich aus gutachterlicher Sicht 
eine gute und verbindliche Entwicklungsperspektive für die ABPU, die in den wesentlichen Teilen 
zum Profil und zur strategischen Ausrichtung der Universität kohärent ist. 

(III) Organisation der Privathochschule 

Die ABPU hat auf Basis gesetzlicher Grundlage und ihrer Satzung eine adäquate 
Organisationsstruktur eingerichtet, welche die Autonomie der Hochschule und damit die Freiheit 
der Wissenschaft bzw. Forschung und ihrer Lehre sowie die Freiheit des künstlerischen 
Schaffens und der Vermittlung von Kunst und ihrer Lehre gewährleistet und die Interessen des 
Rechtsträgers in adäquater Weise berücksichtigt. 

Für wesentliche Vorgänge und Angelegenheiten betreffend die Organisation und die 
Selbstverwaltung hat die ABPU Prozesse und Maßnahmen definiert und etabliert, die einen 
stabilen und nachhaltigen Universitätsbetrieb garantieren (z. B. für Satzungsänderungen, 
Bestellungsvorgänge von Leitungs- und anderen Organen, Arbeitsprogramme, 
Finanzierungsangelegenheiten, organisationsrelevante Änderungen, Akkreditierungs-
angelegenheiten, die Sicherstellung der akademischen Integrität, das Mitspracherecht der 
Studierenden, den Gleichstellungsplan sowie die Berufungs- und Habilitationsordnung). 
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Ein austariertes System der akademischen Selbstverwaltung, der Leitung und der strategischen 
Steuerung bei gleichzeitiger Berücksichtigung der Interessen des Rechtsträgers ist aber für die 
governance‑relevanten Bereiche nicht durchgängig abgesichert. 

So fehlen aus gutachterlicher Sicht Bestimmungen, die Doppelmitgliedschaften in den zentralen 
Organen ausschließen und definieren ob bzw. in welcher Weise der Senat bei der Wahl der*s 
Rektor*in beteiligt ist. Es fehlen Regelungen, wonach Personen mit Beteiligung an der 
Trägereinrichtung oder der Beteiligung an einer juristischen Person, die eine Beteiligung an der 
Trägereinrichtung besitzen, von einer Tätigkeit im Leitungs- und Kollegialorgan ausgeschlossen 
sind und stimmberechtigten Mitgliedern des Rats die Ausübung einer sonstigen Organfunktion 
in der Hochschule untersagt ist. 

Bei der Besetzung des Senats zeigt sich eine deutliche Unausgewogenheit, da nicht alle 
Statusgruppen ausreichend vertreten sind und die Besetzung des Rats entspricht nicht den 
gesetzlichen Bestimmungen. 

Zudem gibt es keine Richtlinien, die erläutern, unter welchen Umständen Geschäftsbeziehungen 
zwischen einem Mitglied des Rats und der Hochschule erlaubt sind und wie der 
Genehmigungsprozess dafür aussieht bzw. ob überhaupt Geschäftsbeziehungen zwischen 
einem Mitglied des Rats und der Hochschule bestehen dürfen und wie Interessenskonflikte und 
Befangenheitsthemen geregelt sind. 

Aus Sicht der Gutachter*innen ist das Fehlen der oben angeführten Regelungen und 
Bestimmungen in Hinblick auf eine moderne Hochschulgovernance bemerkenswert, da 
Transparenz, klare Zuständigkeitsregeln, Unabhängigkeit und der Umgang mit 
Interessenkonflikten zentrale Anforderungen an Hochschulen und Universitäten sind. 

(IV) Qualitätsmanagementsystem 

Die ABPU hat in der abgelaufenen Akkreditierungsperiode eine Verwaltungsabteilung für 
Qualitätsmanagement aufgebaut und mit 2 VZÄ ausreichend personell ausgestattet. Das 
Qualitätsteam, besetzt mit Lehrenden, Studierenden und Verwaltungsmitarbeitenden zeichnet 
für die strategische Ausrichtung des Qualitätsmanagements verantwortlich. Die Arbeit des 
Qualitätsteams ist in der Geschäftsordnung geregelt; das Qualitätsverständnis der ABPU und 
die konkreten Verfahren und Instrumente des Qualitätsmanagements sind im Handbuch für das 
QM niedergelegt; Studierende, Lehrende und Verwaltungsmitarbeitende waren bei der 
umfassenden Weiterentwicklung des Qualitätsmanagements seit der vergangenen 
Akkreditierung angemessen beteiligt und unterstützen die Anwendung der qualitätssichernden 
und -entwickelnden Verfahren und Instrumente. Aus gutachterlicher Sicht ist sichergestellt, 
dass an der ABPU regelmäßig und systematisch Daten und Informationen zur Qualität in 
Studium, Lehre, Forschung und Verwaltung erhoben, ausgewertet und zur Entwicklung von 
verbessernden Maßnahmen auf allen Ebenen eingesetzt werden. Der externe Blick - auch auf 
das Studienangebot und die einzelnen Studiengänge - wird durch Peer-Review-Verfahren im 
Rahmen der Institutsevaluierungen sichergestellt. Es besteht jedoch ein Desiderat in der 
konkreten Umsetzung von Studiengangweiterentwicklungen. Dies erscheint deshalb von 
besonderer Relevanz, weil eine Reihe von Entwicklungen, die sich aus den zurückliegenden 
Institutsevaluierungen ergeben haben, bisher noch nicht in die Curricula eingearbeitet werden 
konnten und in der Entwicklungsplanung die Erweiterung der Wahlmöglichkeiten sowie die 
Einbindung forschungsgeleiteter Lehre als herausragende Entwicklungsziele formuliert sind. Aus 
den Antragsunterlagen sowie im Vor-Ort-Gespräch wird deutlich, dass die ABPU über 
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zweckmäßige und geeignete Strukturen und Verfahren verfügt, um die wissenschaftliche und 
künstlerische Integrität zu gewährleisten. 

(V) Beratungs- und Unterstützungsangebote für Studierende 

Die ABPU verfügt über ein vielfältiges fachliches, studienorganisatorisches und psychosoziales 
Beratungs- und Unterstützungsangebot für Studierende. Zentrale Anlaufstellen sind der 
Studienservice und das Studiendekanat, ergänzend stehen die Ombudsstelle, hausinterne 
Vertrauenspersonen, der Arbeitskreis für Gleichbehandlung, die Studierendenvertretung sowie 
eine Beauftragte für Gleichstellung, Gender, Diversität und ein Behindertenbeauftragter zur 
Verfügung. 

Die Informationen zu Beratungs- und Unterstützungsangeboten der ABPU sind über das digitale 
Studienhandbuch sowie die Broschüre „Brauchst du Hilfe?“ zugänglich. Dort finden Studierende 
auch externe Beratungs- und Unterstützungsangebote, etwa die der Psychologischen 
Studierendenberatung Linz. Auf die derzeit langen Wartezeiten der Psychologischen 
Studierendenberatung Linz reagiert die ABPU, indem sie zum Zeitpunkt der Antragsstellung 
eine hausinterne Schulung für hausinterne Vertrauenspersonen, AKG- 
und Studierendenvertretungs-Mitglieder plant. 

Zur Förderung der Berufsorientierung und des Berufseinstiegs von Studierenden wurde an der 
ABPU ein Career Center eingerichtet, das von Studierenden im Vor-Ort-Gespräch als 
vielversprechend eingeschätzt wurde. 

Der Umgang mit Beschwerden von Studierenden und Mitarbeiter*innen der ABPU ist in der seit 
2022 geltenden Richtlinie zu Mobbing, Belästigung und Diskriminierung geregelt, die derzeit 
weiterentwickelt wird. Die Richtlinie definiert zentrale Begriffe wie „Mobbing“, „Diskriminierung“ 
und „Belästigung“, beschreibt Schlichtungsverfahren für Studierende und Mitarbeiter*innen und 
stellt insgesamt ein anwendungsorientiertes, transparentes Beschwerdemanagement dar. Aus 
Sicht der Gutachter*innen werden Studierende dadurch im Beschwerdefall angemessen 
unterstützt. 

(VI) Forschung und Entwicklung und/oder Entwicklung und Erschließung der Künste 

Die ABPU verfügt über ein dezidiertes Forschungsprofil und fördert die Entwicklung und 
Erschließung der Künste. Sie hat in der letzten Akkreditierungsperiode strategisch die 
Etablierung und Akkreditierung von wissenschaftlichen und künstlerisch-wissenschaftlichen 
Doktoratsprogrammen vorangetrieben und umgesetzt. Die ABPU hat sich in der letzten 
Akkreditierungsperiode umfassend wissenschaftlich international vernetzt und war erfolgreich 
in der Einwerbung von Forschungsprojekten und Drittmitteln (u. a. durch FWF, Schweizer 
Nationalfonds und Arbeiterkammer) und ist federführend beim Aufbau eines neuartigen 
Leistungsdokumentationssystems für Forschungs- und künstlerischen Output unter den 
österreichischen Kunstuniversitäten (b-doc). Sie hat mit sogenannten b-grants eine interne 
Forschungsförderung etabliert, die Forschung für Studierende wie Lehrende gleichermaßen 
fördert. Die Einführung des akademischen Mittelbaus ermöglicht eine langfristige 
Forschungsförderung auf allen Qualifizierungsebenen wissenschaftlichen Arbeitens. Darüber hat 
sie ihre strategische Ausrichtung im Entwicklungsplan 2025-2034 weiter geschärft, in dem EEK 
und wissenschaftliche Forschung immer enger verschränkt werden sollen. Sie identifiziert noch 
Entwicklungsbedarf in Bezug auf die Bandbreite der Forschungsfelder und eines strategischen 
Papiers zur Internationalisierung der Forschung, das sie bereits in der Personalplanung und 
Entwicklung der Curricula mitberücksichtigt. Die ABPU stellt die Integrität der 
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wissenschaftlichen Arbeit durch die Anbindung an Leitlinien und transparente Verfahren und 
Maßnahmen dar. 

Die ABPU hat ihre Planung für die Weiterentwicklung von Forschung und EEK für die nächsten 
acht Jahre plausibel und nachvollziehbar in Kohärenz mit dem Entwicklungsplan dargelegt. Die 
Aussagen zu Rahmenbedingungen der Förderung von Forschung und EEK, zur Gewährleistung 
der akademischen Standards in den jeweiligen Fächerkulturen, zu den institutionell verankerten 
Kooperationen sowie zu Wissenstransfer und Third Mission sind für die Gutachter*innen 
überzeugend. 

(VII) Personal 

Die ABPU verfügt für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben entsprechend dem Entwicklungsplan 
über ausreichend wissenschaftliches und/oder künstlerisches bzw. wissenschaftlich-
künstlerisches Lehr- und Forschungspersonal und ausreichend nicht-wissenschaftliches 
Personal. Alle relevanten Bereiche in Lehre, Forschung, Verwaltung und 
wissenschaftsunterstützender Infrastruktur sind aus gutachterlicher Sicht sehr gut abgedeckt. 
Durch die sehr gute personelle Ausstattung der ABPU in Bezug auf hauptberufliche Professuren 
und weiterem hauptberuflichem Lehr-/Forschungspersonal ist aus gutachterlicher Sicht die 
fachliche Betreuung der Studiengänge und der dort zu erwerbenden Kompetenzen 
gewährleistet. 

Der überzeugenden personellen Basis steht aus gutachterlicher Sicht die von der ABPU eng 
interpretierte Definition des „Kernbereich“-Begriffes gegenüber, welche dazu führt, dass das – 
wie auch von der ABPU im Antrag auf Akkreditierung selbst angemerkt – „Prinzip der Abdeckung 
der fachlichen Kernbereiche […] nicht vollumfänglich umgesetzt werden“ kann. Da jedoch trotz 
der engen Definition nahezu alle fachlichen Kernbereiche (bis auf wenige Kleinstbereiche) wie 
vorgegeben durch Professuren und weiteres wissenschaftliches und/oder künstlerisches 
Personal abgedeckt sind, sehen die Gutachter*innen das Kriterium jedenfalls als erfüllt an, 
insbesondere deswegen, weil bei einer breiteren Definition der Kernbereiche eine vollständige 
Abdeckung problemlos erreicht werden kann. 

Die Einbindung des hauptberuflichen wissenschaftlichen bzw. wissenschaftlichen künstlerischen 
Lehr- und Forschungspersonals in die Forschung und Entwicklung bzw. Entwicklung und 
Erschließung der Künste ist aufgrund der geschilderten Maßnahmen aus gutachterlicher Sicht 
gegeben. 
Für die Einbindung der nebenberuflich tätigen Lehrenden in die Lehr- und Studienorganisation 
hat die ABPU geeignete Maßnahmen etabliert. 

Ebenso bestehen Regelwerke zur Gewichtung von Lehr-, Forschungs- und administrativen 
Tätigkeiten des hauptberuflichen wissenschaftlichen und/oder künstlerischen bzw. 
wissenschaftlich-künstlerischen Personals. 

Die bestehenden und geplanten Weiterbildungs- und Personalentwicklungsmaßnahmen sowie 
das Personalauswahlverfahren sind aus gutachterlicher Sicht angemessen. 

(VIII) Finanzierung 

Die Finanzierung und Gebarung der ABPU sind im „Landesgesetz über die Rechtsstellung des 
Bruckner-Konservatoriums zum Betrieb einer Privatuniversität“ geregelt. Die gesetzlichen 
Regelungen bilden die Basis für eine solide und langfristig stabile Finanzierung der ABPU und 
ermöglichen der Institution, fachliche und organisatorische Entwicklungen nachhaltig und 
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effizient über längere Zeiträume zu planen und schrittweise zur Umsetzung zu bringen. Die 
beim Vor-Ort-Besuch von der Universitätsleitung geäußerten und im Entwicklungsplan 
formulierten Überlegungen zur Weiterentwicklung des aktuellen Finanzierungs- und 
Bewirtschaftungsmodells in Richtung Globalbudget sehen die Gutachter*innen positiv, da eine 
stabile Finanzierung in Kombination mit flexiblen Einsatzmöglichkeiten finanzieller Ressourcen 
und entsprechend vorhandenem Know-how aus gutachterlicher Sicht optimale 
Voraussetzungen für eine nachhaltige und zukunftsorientierte Entwicklung des 
Universitätsbetriebs, sowohl in fachlicher, als auch in (bildungs)-unternehmerischer Hinsicht, 
bilden. 

Aus Sicht der Gutachter*innen besteht für die ABPU aufgrund der Trägerschaft des Landes 
Oberösterreich und der entsprechenden rechtlichen Verankerung im Landesgesetz eine 
sichere Grundlage für die Finanzierung der kommenden Akkreditierungsperiode. In einem 
Schreiben des Landeshauptmannes von Oberösterreich bekennt sich das Land Oberösterreich 
zur hochqualitativen tertiären Aus- und Weiterbildung sowie Forschung in den Bereichen Musik, 
Schauspiel und Tanz und zu den im Entwicklungsplan formulierten Zielen sowie deren 
etappenweiser Umsetzung und - vorbehaltlich der jährlich vom Oö. Landtag zu beschließenden 
Voranschläge - weiterhin zur Gewährung der finanziellen Mittel zur ordnungsgemäßen 
Durchführung der Aufgaben der ABPU inklusive der Bereitstellung der erforderlichen 
Infrastruktur. 

(IX) Infrastruktur 

Die ABPU ist in einem modernen, 2015 eröffneten Gebäude untergebracht und verfügt über fast 
100 Unterrichts- und Vortragsräume sowie 10 spezialisierte Unterrichtssäle für Schauspiel, Tanz 
und Elementare Musikpädagogik. Die Veranstaltungssäle umfassen einen großen Konzertsaal, 
einen Orgel- und Kammermusiksaal, einen Saal für Computer- und verstärkte Musik sowie eine 
Studiobühne für Tanz und Schauspiel. Nach Einschätzung der Gutachter*innen ist die 
vorhandene Raum- und Veranstaltungsinfrastruktur in quantitativer und qualitativer Hinsicht 
geeignet, die Aufgaben einer Universität für Musik, Schauspiel und Tanz mit der aktuellen 
Studierenden- und Lehrendenzahl zu erfüllen. Besonders hervorzuheben ist die sehr gute 
Ausstattung der Veranstaltungssäle der ABPU mit professioneller Audio-, Video- und 
Beleuchtungstechnik sowie die personell angemessene Betreuung durch das Technikteam. 

Für Übezwecke stehen den Studierenden nicht-belegte Lehrräume sowie insgesamt elf 
ausgewiesene Übezimmer zur Verfügung. Diese Raumkapazitäten erscheinen grundsätzlich als 
ausreichend, im Vor-Ort-Gespräch mit Studierenden zeigt sich jedoch, dass diese besonders an 
stark frequentierten Unterrichtstagen nicht ausreichen, sodass es infolgedessen zu 
Übesituationen außerhalb der vorgesehenen Räume (beispielsweise in den Gängen) kommt. 
Der von Studierenden geäußerte Wunsch nach zusätzlichen, ggf. externen Übemöglichkeiten 
wurde bislang nicht umgesetzt. 

Aus gutachterlicher Sicht ist die ABPU sowohl in räumlicher Hinsicht als auch hinsichtlich ihrer 
Sachausstattung der Erfüllung ihrer Aufgaben entsprechend ausgestattet, in einzelnen 
Bereichen mehr als ausreichend. Einzig die Kapazität der Überäume während der Spitzenzeiten 
am Haus sind ausbaufähig. 

(X) Kooperationen 

Die ABPU konnte während der letzten Akkreditierungsperiode (2020 - 2026) den Auf- und 
Ausbau zahlreicher hochschulischer und nicht-hochschulischer Kooperationen im In- und 
Ausland verzeichnen. Die in den Antragsunterlagen genannten Beispiele aus künstlerischen, 
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wissenschaftlichen, pädagogischen und interdisziplinären Bereichen belegen aus Sicht der 
Gutachter*innen, dass die Zielsetzung der ABPU, ihre Kooperationen insgesamt weiter auf- und 
auszubauen, erfolgreich umgesetzt wurde. Internationale Partnerschaften, u. a. mit der 
Hochschule für Künste Bern, dem Theater Chemnitz sowie rund 80 Erasmus+- und SEMP (Swiss 
European Mobility Programme)-Partnerinstitutionen zeigen, dass die ABPU den Auf- und Ausbau 
internationaler Kooperationen als zentralen Bestandteil ihrer Internationalisierungsstrategie 
definiert und aktiv verfolgt. 

Die ABPU pflegt zudem starke Partnerschaften mit regionalen Kooperationspartnern, etwa mit 
dem Ars Electronica Center, dem Brucknerhaus Linz und dem Landestheater Linz. Außerdem 
betreibt die ABPU gemeinsame Studiengänge u. a. mit der Johannes Kepler Universität, der 
Kunstuniversität Linz und der Pädagogischen Hochschule Linz sowie weiteren Universitäten im 
Verbund „Cluster Mitte“. 

Zur Qualitätssicherung wurde 2024/25 vom Qualitätsmanagement eine Evaluation zur 
Erfahrung von Studierenden in Kooperationen eingeführt. Die Ausarbeitung eines gemeinsamen 
Protokolls zur Evaluation von gemeinsamen Studiengängen mit Partneruniversitäten ist zum 
Zeitpunkt der Antragsstellung geplant. Weiters soll zur strategischen Ausrichtung von 
Kooperationen ein Internationalisierungsgremium eingesetzt werden. 

Zur Förderung von Mobilitäten von Studierenden, Lehr- und Verwaltungspersonal ist in den 
Antragsunterlagen kein eigens ausformulierter Plan enthalten, jedoch wird in den 
Antragsunterlagen und während des Vor-Ort-Besuchs insgesamt deutlich, dass die ABPU durch 
bereits bestehende Strukturen, konkrete Zielsetzungen und geplante Maßnahmen die 
Förderung der Mobilität von Studierenden und Personal als integralen Bestandteil ihrer 
Internationalisierungsstrategie begreift und Mobilitäten gezielt fördert. 

(XI) Information 

Die Anton Bruckner Privatuniversität verfügt über eine 2024 überarbeitete, deutsch- und 
englischsprachige Webseite, die leicht zugängliche Informationen zur Institution, ihren 
Angehörigen und ihren Leistungen bereitstellt. Insbesondere für Studierende und 
Studieninteressierte sind die Bereiche „Bewerben“ und „Studieren“ übersichtlich und 
ansprechend gestaltet. 

Satzung, Studien- und Prüfungsordnung sowie aktuelle Studienpläne sind online abrufbar. 
Darüber hinaus werden Zielsetzung und Aufgaben des Qualitätsmanagements dargestellt. Das 
entsprechende Handbuch steht zum Download auf der Webseite zur Verfügung. Die Inhalte des 
Ausbildungsvertrags sind auf der Webseite angeführt, ein Mustervertrag ist jedoch nicht 
verlinkt. 

Insgesamt ermöglicht der Webauftritt einen nutzerfreundlichen Zugang zu Informationen zu 
Studienorganisation und -angebot, Curricula, personellen Strukturen und Zuständigkeiten, 
Veranstaltungen, Unterstützungs- und Beratungsangeboten sowie institutionellen Regelwerken 
und vermittelt ein positives Gesamtbild der ABPU. 

  



 

51/52 

Die Gutachter*innen empfehlen dem Board der AQ Austria eine Verlängerung der 
institutionellen Akkreditierung der Anton Bruckner Privatuniversität für die nächsten acht 
Jahre und unter Auflagen. 

Auflagen: (Die genannten Fristen für die Erfüllung der jeweiligen Auflage sind eine Empfehlung 
der Gutachter*innen an das Board der AQ Austria.) 

1. Gemäß § 16 Abs. 3 Z 1 PrivH-AkkVO 2024 ist binnen 24 Monaten ab Zustellung des 
Bescheids nachzuweisen, dass die Satzung dahingehend verändert wurde, dass 
stimmberechtigte Doppelmitgliedschaften in den zentralen Organen Rat, Senat, 
Rektorat künftig ausgeschlossen sind. 
 

2. Gemäß § 16 Abs. 3 Z 1 PrivH-AkkVO 2024 ist binnen 24 Monaten ab Zustellung des 
Bescheids nachzuweisen, dass die Besetzung des Rats auf Basis der gesetzlichen 
Grundlagen erfolgt. Dabei ist die Autonomie der Hochschule und damit die Freiheit der 
Wissenschaft bzw. Forschung und ihrer Lehre sowie die Freiheit des künstlerischen 
Schaffens und der Vermittlung von Kunst und ihrer Lehre bei gleichzeitiger 
Berücksichtigung der Interessen des Rechtsträgers zu gewährleisten. 
 

3. Gemäß § 16 Abs. 3 Z 1 PrivH-AkkVO 2024 ist binnen 24 Monaten ab Zustellung des 
Bescheids nachzuweisen, dass die in die Satzung aufgenommenen Regelungen zur 
Sicherstellung der akademischen Integrität und des Gender Equality Plan (GEP) durch 
die Oberösterreichische Landesregierung genehmigt worden sind. 
 

4. Gemäß § 16 Abs. 3 Z 3 PrivH-AkkVO 2024 ist binnen 24 Monaten ab Zustellung des 
Bescheids nachzuweisen, dass die Zusammensetzung des Senats eine ausgewogene 
Vertretung aller für die Erfüllung seiner Kernaufgaben notwendigen Statusgruppen 
berücksichtigt. 
 

5. Gemäß § 16 Abs. 3 Z 3 PrivH-AkkVO 2024 ist binnen 24 Monaten ab Zustellung des 
Bescheids nachzuweisen, dass Personen mit Beteiligung an der Trägereinrichtung oder 
der Beteiligung an einer juristischen Person, die eine Beteiligung an der 
Trägereinrichtung besitzen, von einer Tätigkeit im Leitungs- und Kollegialorgan 
ausgeschlossen sind sowie stimmberechtigten Mitgliedern des Rats die Ausübung einer 
sonstigen Organfunktion in der Hochschule untersagt ist. 
 

6. Gemäß § 16 Abs. 3 Z 3 PrivH-AkkVO 2024 ist binnen 24 Monaten ab Zustellung des 
Bescheids nachzuweisen, dass die Mitwirkung des Senats bei der Wahl des Rektor*in 
gewährleistet ist. 
 

7. Gemäß § 16 Abs. 4 Z 2 PrivH-AkkVO 2024 ist binnen 24 Monaten ab Zustellung des 
Bescheids nachzuweisen, dass die personellen Ressourcen und der Prozess für eine 
professionelle institutsübergreifende Studiengangs(weiter-)entwicklung geschaffen 
worden sind. 
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14 Eingesehene Unterlagen 
 Antrag auf Verlängerung der institutionellen Akkreditierung der Anton Bruckner 

Privatuniversität, vom 08.04.2025, in der Version vom 16.07.2025 

 Nachreichungen vor dem Vor-Ort-Besuch, eingelangt am 31.10.2025 

 Nachreichungen während des Vor-Ort-Besuchs, eingelangt am 13.11.2025 

 Nachreichungen während des Vor-Ort-Besuchs, eingelangt am 14.11.2025 

 Nachreichungen nach dem Vor-Ort-Besuch, eingelangt am 01.12.2025 

 Nachreichungen nach dem Vor-Ort-Besuch, eingelangt am 10.12.2025 




